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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Ausübung von Mitgliedschafts- 
rechten aus Aktien während der 
Wertpapier bereinigung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


. § 1 

Aktien ohne Lieferbarkeitsbescheinigung 

(1) Für die Ausübung von Mitgliedschaftsrechten 
aus Aktien, die nach § 3 des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes vom 19. August 1949 (WiGBl. S. 295) 
mit Wirkung vom 1. Oktober 1949 kraftlos ge- 
worden sind, gelten anstelle des nicht mehr mög- 
lichen Ausweises durch die Aktienurkunden die 
Vorschriften der §§ 3 bis 13 über den Ausweis als 
Aktionär. 

(2) Das gleiche gilt bis zum Tage der Ausstellung 
der Lieferbarkeitsbescheinigung für die Ausübung 
von Mitgliedschaftsrechten aus Aktien, für die eine 
Lieferbarkeitsbescheinigung noch nicht ausgestellt 
ist, aber nach § 2 Absatz 1 Nr. 2 oder 3 des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes noch ausgestellt wer- 
den kann. 

(3) Gewinnanteile und Abwicklungserlöse können 
nicht auf Grund eines Ausweises nach §§ 3 bis 13 
geltend gemacht werden; Gewinnanteile können 
nur nach Maßgabe von § 44 des Wertpapierbe- 
reinigungsgesetzes, Abwicklungserlöse erst nach 
Erteilung der Gutschrift auf Sammeldepotkonto 
für das im Wertpapierbereinigungsverfahren an- 
gemeldete Aktienrecht (§ 14 Absatz 2 Satz 3, § 37 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes) beansprucht 
werden. 


§ 2 

Aktien mit Lieferbarkeitsbescheinigung 

(1) Für die Ausübung von Mitgliedschaftsrechten 
aus Aktien, für die eine Lieferbarkeitsbescheini- 
gung nach den im Währungsgebiet erlassenen Be- 
stimmungen oder nach § 48 des Wertpapierberei- 
nigungsgesetzes bereits ausgestellt ist, gelten die 
allgemeinen gesetzlichen und satzungsmäßigen 
Bestimmungen. 
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(2) Das gleiche gilt vom Tage der Ausstellung der 
Lieferbarkeitsbescheinigung an für Aktien, für die 
eine Lieferbarkeitsbescheinigung nach § 2 Absatz 
1 Nr. 2 oder 3 des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
erst nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ausgestellt 
wird. 


§ 3 

Nichtanwendung von Bestimmungen. 

Sondermitteilung 

(1) Gesetzliche oder satzungsmäßige Bestimmun- 

gen, die die Ausübung von Mitgliedschaftsrechten 
aus Aktien von der Vorlegung oder Hinterlegung 
der über das Aktienrecht ausgestellten Aktien- 
urkunde oder von sonstigen Handlungen abhängig 
machen, die das Vorhandensein einer Aktien- 
urkunde voraussetzen, sind auf Aktien ohne Liefer- 
barkeitsbescheinigung (§ 1) bis zur Erteilung der 
Gutschrift auf Sammeldepotkonto nicht mehr an- 
zuwenden. Soweit diese Bestimmungen das Vor- 
handensein, die Vorlegung oder Hinterlegung einer 
Einzelurkunde erfordern, genügt zu ihrer Erfül- 
lung nach Erteilung der Gutschrift auf Sammel- 
depotkonto, solange Einzelurkunden noch nicht 
ausgestellt sind, der Hinweis auf die Hinterlegung 
der Sammelurkunde bei der Wertpapiersammel- 
bank (§§ 12, 13 des Wertpapierbereinigungs- 

gesetzes). 

(2) Ein Aktionär, dem für seine Aktie eine Liefer- 
barkeitsbescheinigung nicht ausgestellt ist, hat 
einen Anspruch auf Sondermitteilung nach § 109 
des Aktiengesetzes nur, wenn er sich anstelle der 
Hinterlegung einer Aktie gegenüber der Gesell- 
schaft nach Maßgabe der folgenden Vorschriften 
als Aktionär ausgewiesen hat. 

§ 4 

Ausweis als Aktionär 

Zur Ausübung von Mitgliedschaftsrechten aus 
einer Aktie ohne Lieferbarkeitsbescheinigung (§ 1) 
ist nur berechtigt, wer sich als Aktionär nach 
Maßgabe der folgenden Vorschriften ausweist. 

§ 5 

Erfordernisse für den Ausweis 

(1) Wer ein Mitgliedschaftsrecht als Aktionär aus- 
üben will, muß 

1. sich darüber ausweisen, daß er am 1. Oktober 
1949 Eigentümer oder Miteigentümer einer 
Aktie ohne Lieferbarkeitsbescheinigung (§ 1) 
oder Mateigentümer von kraftlos gewordenen 
Aktien eines Sammelbestandes war, imd zwar 
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a) seit dem 1. Januar 1945 oder 

b) infolge eines in der Zeit vom 1. Januar 1945 
bis zum 8. Mai 1945 einschließlich an einer 
Börse oder im Bankverkehr abgeschlosse- 
nen Rechtsgeschäftes oder 

c) infolge von rechts wirksamen Maßnahmen 
der Behörden oder Besatzungsmächte des 
Währungsgebietes nach dem 1. Januar 1945 
oder 

d) auf Grund einer ununterbrochenen Reihe 
von bürgerlich-rechtlichen Rechtserwerben 
nach einer Person, die am 1. Januar 1945 
Eigentümer oder Miteigentümer war oder die 
auf Grund von Buchstaben b) oder c) Eigen- 
tümer oder Miteigentümer geworden ist; 
die Reihe gilt als unterbrochen, wenn ein 
Erwerb auf den Vorschriften über den 
rechtsgeschäftlichen Erwerb von Nichtbe- 
rechtigten beruht. Ist ein Sammelbestand- 
anteil am 1. Oktober 1949 bei einem Kredit- 
institut des Währungsgebietes verbucht, so 
wird vermutet, daß derjenige, zu dessen 
Gunsten die Verbuchung erfolgt ist, das 
Miteigentum an den Aktien des Sammelbe- 
standes auf Grund einer ununterbrochenen 
Reihe von bürgerlich-rechtlichen Rechtser- 
werben gemäß dieser Bestimmung er- 
worben hat. 

2. beweisen, daß er sein Aktienrecht gemäß den 
Vorschriften des Wertpapierbereinigungsge- 
setzes (§§ 14 ff) angemeldet hat. 

(2) Bei Aktien in Bankverwahrung wird für den 
Eigentums- oder Miteigentumsausweis der Depot- 
bestand als vollständig vorhanden angesehen. 

(3) Beweist derjenige, der ein Mitgliedschaftsrecht 
als Aktionär ausüben will, daß die Aktie ver- 
nichtet, abhanden gekommen oder infolge einer 
im Währungsgebiet nicht rechtswirksamen Maß- 
nahme für ihn nicht verfügbar ist, so hat er sich 
statt über sein Eigentum oder Miteigentum bis 
zum 1. Oktober 1949 darüber auszuweisen, daß 
er bis zum Zeitpunkt des Verlustes Eigentümer 
oder Miteigentümer war. 

(4) Bei Aktien, die in der Zeit vom 1. Januar 1945 
bis zum 8. Mai 1945 einschließlich ausgegeben 
worden sind, tritt der Ausgabetag an die Stelle 
des 1. Januar 1945. 

(5) Des Ausweises nach Absatz 1 Nr. 1 und den 
Absätzen 2 bis 4 bedarf es nicht, wenn die 
Aktionäreigenschaft aus den Unterlagen der Gesell- 
schaft ersichtlich oder dem Vorstand bekannt ist. 

(6) Des Beweises nach Absatz 1 Nr. 2 bedarf es 
für die Ausübung des Stimmrechts nicht, wenn 
der Tag der Einberufung zu einer Hauptver- 
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Sammlung früher als einen Monat nach dem 
Stichtag des § 6 des Wertpapierbereinigungsge- 
setzes liegt. 


§ 6 

Urkundlicher Nachweis 

(1) Der Ausweis als Aktionär (§ 5 Absatz 1 bis 

4) kann nur erbracht werden 

1. hinsichtlich des Eigentums oder Miteigentums 
an einer Aktie ohne Lieferbarkeitsbescheini- 
gung oder des Miteigentums an kraftlos gewor- 
denen Aktien eines Sammelbestandes (§ 5 Ab- 
satz 1 Nr. 1) durch 

a) öffentliche Urkunden aus dem Währungs- 
gebiet, 

b) Bescheinigungen von Kreditinstituten im 
Währungsgebiet, 

c) Bescheinigungen von Kreditinstituten in 
Berlin, die von der Berliner Zentralbank 
ermächtigt sind, als Anmeldestelle im Sinne 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes tätig zu 
werden. 

Bankbescheinigungen müssen die Aktie nach 
ihren Merkmalen genau bezeichnen. Depotbe- 
scheinigungen müssen die Nummer des Depots 
und die Stelle des Depotbuches enthalten, 
unter denen die Aktie verzeichnet ist. 

2. hinsichtlich der Anmeldung des Aktienrechts 
(§ 5 Absatz 1 Nr. 2) durch eine Bescheinigung 
der Anmeldestelle im Sinne des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes, daß das Recht angemel- 
det und die Anmeldung rechtzeitig bei der zu- 
ständigen Prüfstelle eingegangen ist. 

Die Bescheinigung hat außerdem folgende An- 
gaben zu enthalten; 

a) mit welchem Anmeldevordruck (Verwal- 
tungsanordnung Nr. 1 zum Wertpapier- 
bereinigungsgesetz vom 18. November 1949. 
Bundesanzeiger Nr. 28 vom 26. November 
1949; Verwaltungsanordnung Nr. 2 zum 
Wertpapierbereinigungsgesetz vom ..... 

Bundesanzeiger Nr vom . 

1950) das Aktienrecht angemeldet ist; 

b) das Aktenzeichen der Anmeldung bei der 
Prüfstelle; ist die Anmeldung in einer 
Sammelanmeldung enthalten, so ist ferner 
die laufende Nummer anzugeben, unter der 
die Anmeldung im Anmeldevordruck- ent- 
halten ist; 

c) die Verwahrungsart; bei Eigenverwahrung 
oder Sonderverwahrung außerdem die 
Stücknummer der Aktie. 

(2) An Stelle der Vorlegung der nach Absatz 1 

Nr. 1 erforderlichen Urkunden und Bescheini- 
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gungen kann auf die der Prüfstelle vorgelegten 
Unterlagen verwiesen werden. 

(3) Beabsichtigt ein Kreditinstitut auf Grund einer 
Ermächtigung nach § 114 Absatz 4 des Aktien- 
gesetzes das Stimmrecht auszuüben imd ist die 
Anmeldung des Aktienrechts im Wertpapierbe- 
reinigungsverfahren auf Anmeldevordruck B (GS), 
C (GS) oder D (GS) erfolgt, so braucht in der Be- 
scheinigung der Anmeldestelle (Absatz 1 Nr. 2) 
das Aktenzeidien der Anmeldung bei der Prüf- 
stelle (Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe b) nicht ange- 
geben zu werden; ist das Kreditinstitut nicht un- 
mittelbar vom Aktionär zur Ausübung des 
Stimmrechts ermächtigt, so hat es jedoch zu be- 
scheinigen, daß jedes Kreditinstitut, das die vom 
Aktionär erteilte Ermächtigung zur Ausübung des 
Stimmrechts ihm weiter üb ertragen hat, seinerseits 
die Erklärung abgegeben hat, daß die Aktien- 
rechte ordnungsmäßig und rechtzeitig bei der 
Prüfstelle angemeldet worden sind. Die nach Ab- 
satz 1 Nr. 1 erforderlichen Bescheinigungen brau- 
chen nur auf Verlangen des Vorstandes vorgelegt 
zu werden. 


§ V 

Entscheidung über den Ausweis 

(1) Die Entscheidung darüber, ob der Ausweis als 
Aktionär erbracht worden ist, obliegt dem Vor- 
stand; bei Kommanditgesellschaften auf Aktien 
treten an die Stelle des Vorstands die persönlich 
haftenden Gesellschafter. Die Entscheidung des 
Vorstandes gilt nur für den einzelnen Fall der 
Ausübung eines Mitgliedschaftsrechts. 

(2) Der Vorstand hat vor seiner Entscheidung bei 
der Prüfstelle anzufragen, ob aus den bei ihr vor- 
liegenden Anmeldungen von Aktienrechten oder 
aus sonstigen ihr vorliegenden Unterlagen sich 
Tatsachen ergeben, die Zweifel an der Aktionär- 
eigenschaft begründen. Die Prüfstelle hat vor Ab- 
gabe ihrer Erklärung insbesondere festzu- 
stellen, ob 

a) die Anmeldung des Rechts, für das ein Mit- 
gliedschaftsrecht ausgeübt werden soll, 
rechtzeitig und in ordnungsmäßiger Form 
bei ihr eingegangen ist; 

b) eine Doppelanmeldung des Rechts vorliegt; 

c) für die über das Recht ausgestellte Aktien- 
urkunde eine Lieferbarkeitsbescheinigung 
erteilt oder beantragt ist; 

d) ihr eine Verlustmeldung eines Dritten hin- 
sichtlich des Rechts bekannt ist. ’ 

Satz 2 gilt nicht in den Fällen des § 6 Absatz 3; 
die Prüfstelle hat jedoch in diesen Fällen festzu- 
stellen, ob sich der Gesamtbetrag der so ange- 


6 



meldeten Rechte, für die IMiitgliedschaftsrechte 
ausgeübt werden sollen, im Rahmen der bei ihr 
zur Wertpapierbereinigung vorliegenden Anmel- 
dungen von Rechten der gleichen Aktiengattung 
hält. 

(3) Erklärt die Prüfstelle, daß sich aus ihren 
Unterlagen Tatsachen ergeben, die Zweifel an der 
Aktionäreigenschaft begründen, so hat der Vor- 
stand den Ausweis als Aktionär für nicht er- 
bracht zu erklären. 

(4) Die Entscheidung des Vorstandes bindet die 
Hauptversammlung. 

§ 8 

Zulassung zur Ausübung von Mitgliedschafts- 
rechten in Sonderfällen 

(1) Der Vorstand kann jemanden, der sich nicht 
durch die nach § 6 Absatz 1 Nr. 1 Buchstaben b) 
und c) zugelassenen Bescheinigungen ausweisen 
kann, zur Ausübung von Mitgliedschaftsrechten 
zulassen, sofern er zur Erbringung des Ausweises 
nach § 5 Absatz 1 Nr. 1 Bescheinigungen anderer 
Kreditinstitute vorlegt. In diesem Fall muß je- 
doch eine Bescheinigung über das Eigentum oder 
Miteigentum aus der Zeit vor dem 1. Januar 1945 
und außerdem eine Bescheinigung aus der Zeit 
nach dem 1. Oktober 1949 vorgelegt werden. 

(2) § 7 Absatz 2 bis 4 gilt entsprechend. 

§ 9 

Geltungsdauer des Ausweises 

Nach Gutschrift auf Sammeldepotkonto (§§ 13, 14 
Absatz 2 Satz 3 des Wertpapierbereinigungsge- 
setzes) gelten für die Ausübung der Mitglied- 
schaftsrechte aus der Aktie, für die die Gutschrift 
erteilt ist, die allgemeinen gesetzlichen und 
satzungsmäßigen Bestimmungen. Soweit diese Be- 
stimmungen das Vorhandensein, die Vorlegung 
oder Hinterlegung einer Einzelurkunde erfor- 
dern, genügt zu ihrer Erfüllung nach Erteilung 
der Gutschrift auf Sammeldepotkonto, solange 
Einzelurkunden noch nicht ausgestellt sind, der 
Hinweis auf die Hinterlegung der Sammelurkunde 
bei der Wertpapiersammelbank (§§ 12, 13 des 

Wertpapierbereinigungsgesetzes). 

§ 10 

Namensaktien 

(1) Der Ausweis als Aktionär berechtigt nicht, die 
Umschreibung einer Namensaktie im Aktienbuch 
von der Gesellschaft zu verlangen. 

(2) Die Eintragung im Aktienbuch genügt nicht, 
um die Ausübung eines Mitgliedschaftsrechts aus 
einer Namensaktie verlangen zu können; es muß 
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außerdem der Ausweis als Aktionär erbracht 
werden. 


§ 11 

Anfechtung von künftigen Hauptversammlungs- 
beschlüssen 

(1) Die Anfechtung eines nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes gefaßten Hauptversammlungsbeschlusses 
kann nicht darauf gestützt werden, daß ein Nicht- 
aktionär mitabgestimmt hat, sofern er sich als 
Aktionär gemäß § 5 Absatz 1 bis 4, § 6 ausgewie- 
sen und der Vorstand ihn zur Ausübung des 
Stimmrechts zugelassen hat. 

(2) Ein zur Hauptversammlung oder zur Aus- 
übung des Stimmrechts nicht zugelassener Aktio- 
när kann einen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
gefaßten Hauptversammlungsbeschluß wegen der 
Nichtzulassung nur anfechten, wenn der Vorstand 
ihn nicht zugelassen hat, obwohl er sich als Aktio- 
när nach §§ 5, 6 ausgewiesen und die Prüfstelle 
in ihrer Erklärung gemäß § 7 Absatz 2 c keine 
Tatsachen angegeben hatte, die Zweifel an seiner 
Aktionäreigenschaft begründen. 

§ 12 

Anfechtung zurückliegender Hauptver- 
sammlungsbeschlüsse 

(1) Die Anfechtung eines nach dem 30. September 
1949, aber vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
gefaßten Hauptversammlungsbeschlusses kann 
nicht darauf gestützt werden, daß jemand zur 
Ausübung des Stimmrechts zugelassen worden ist, 
der die satzungsmäßigen Bestimmungen über die 
Ausübung des Stimmrechts, soweit sie das Vor- 
handensein einer Aktienurkunde voraussetzen, 
nicht erfüllt hatte. 

(2) Ist ein Aktionär in der Zeit vom 1. Oktober 
1949 bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes zur 
Ausübxmg des Stimmrechts nicht zugelassen wor- 
olen, obwohl er sich als Aktionär nach § 5 Absatz 1 
Nr. 1, § 6 Absatz 1 Nr. 1 ausgewiesen hatte, so 
kann er, sofern die Anfechtungsfrist des § 199 
Absatz 1 des Aktiengesetzes noch nicht abgelaufen 
ist, die ohne seine Mitwirkung gefaßten Haupt- 
versammlungsbeschlüsse anfechten. Hat ein Aktio- 
när sich nicht nach § 5 Absatz 1 Nr. 1, § 6 Ab- 
satz 1 Nr. 1 ausgewiesen, so kann er die Anfedi- 
tung eines Hauptversammlungsbeschlusses wegen 
Nichtzulassung zur Hauptversammlung oder zur 
Ausübung des Stimmrechts nur darauf stützen, 
daß gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung 
aller Aktionäre dadurch verstoßen worden ist. 
daß andere als Aktionäre zugelassen worden sind, 
obwohl sie sich als Aktionäre nur mit den gleichen 
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Beweismitteln ausgewiesen hatten, die er ange- 
boten hatte. 

(3) Erledigt sich ein bereits anhängiger Rechtsstreit 
durch die Vorschriften der Absätze 1 und 2, so 
sind die Kosten des Rechtsstreits gegeneinander 
aufzuheben. 

§ 13 

Verlängerung der Einberufungsfrist 

(1) Die Hauptversammlung einer Aktiengesell- 
schaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien ist 
abweichend von § 107 Absatz 1 Satz 1 des Aktien- 
gesetzes mindestens vier Wochen vor dem Tage 
der Versammlung einzuberufen, wenn eine der 
von der Gesellschaft ausgegebenen Aktiengat- 
tungen nach dem Wertpapierbereinigungsgesetz 
zu bereinigen ist. 

(2) Abweichend von § 107 Absatz 3 des Aktien- 
gesetzes und von Satzungsbestimmungen über die 
Anmeldung zur Hauptversammlung muß zur Aus- 
übung des Stimmrechts aus einer Aktie ohne Lie- 
ferbarkeitsbescheinigung (§ 1) nur zugelassen wer- 
den, wer sich nicht später als am vierzehnten 
Tage vor der Hauptversammlung anmeldet und 
den Ausweis als Aktionär erbringt. Die Einbe- 
rufung der Hauptversammlung (§ 105 Absatz 2 
des Aktiengesetzes) muß ausdrücklich auf diese 
Verlängerung der Anmeldefrist hinweisen. 

§ 14 

Verlagerte Gesellschaften 

(1) Ist für eine Aktiengesellschaft oder Komman- 
ditgesellschaft auf Aktien ein Sitz sowohl bei 
einem Registergericht im Bundesgebiet als auch 
bei einem Registergericht in den Westsektoren von 
Groß-Berlin eingetragen, so gelten für die Aus- 
übung von Mitgliedschaftsrechten aus den Aktien 
dieser Gesellschaft im Bundesgebiet die Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes sinngemäß, soweit die Aktien 
nach § 3 des Wertpapierbereinigungsgesetzes von 
Groß-Berlin vom 26. September 1949 (VOBl. für 
Groß-Berlin I S. 346) mit Wirkung vom 1. Oktober 
1949 kraftlos geworden sind. Das gleiche gilt, 
wenn eine Gesellschaft nach dem 1. Oktober 1949 
ihren Sitz von Berlin in das Bundesgebiet ver- 
legt hat oder für ein Geldinstitut mit Sitz in Ber- 
lin auf Grund des § 2 der Fünfunddreißigsten 
Durchführungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
ein Sitz für die Geschäftstätigkeit im Währungs- 
gebiet im Handelsregister eines Gerichts des Bun- 
desgebietes eingetragen ist. 

(2) Auf Aktien, für die gemäß § 2 Absatz 4, § 48 
des Berliner Wertpapierbereinigungsgesetzes vom 
26. September 1949 (VOBl. für Groß-Berlin I 
S. 346) ein Besitzzeugnis ausgestellt ist, ist § 2 
sinngemäß anzuwenden. 
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Begründung 

^ I. Allgemeines 

Die Aktie als Recht stellt das Anteilsrecht des Aktionärs an dei 
Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien dar. 
Aus dem Anteilsrecht an der Gesellschaft ergeben sich die einzel- 
nen Mitgliedschaftsrechte. Sie gliedern sich in Herrschaftsrechte 
(Stimmrecht, Auskunftsrecht) und Vermögensrechte (Recht auf den 
Gewinnanteil, Bezugsrecht auf neue Aktien, Recht auf den Ab- 
wicklungserlös). Die Ausübung der einzelnen Mitgliedschaftsrechte 
ist verschieden, je nachdem, ob die Aktie als Recht beurkundet 
oder unbeurkundet ist. 

Bei beurkundeten Aktienrechten stellt die Aktie als Urkunde die 
Verkörperung des Anteilsrechts dar und hat Wertpapiercharakter. 
Zur Ausübung der in der Aktie als Urkunde verkörperten Mit- 
gliedschaftsrechte ist der Besitz oder die Innehabung der Aktien- 
urkunde erforderlich. Ohne die Aktienurkunde kann der Aktionär 
die Mitgliedschaftsrechte nicht ausüben. Der Besitz der Aktien- 
urkunde ist aber nicht nur für die Ausübung der Mitgliedschafts- 
rechte, sondern auch für die Legitimation als Aktionär wesentlich. 
Durch die Aktienurkunde weist sich ihr Inhaber als Aktionär der 
Gesellschaft aus. Eines Nachweises seiner materiellen Berechtigung 
als Aktionär bedarf er dann nicht. Bei Vorweisung der Aktien- 
urkunde kann ihm die Ausübung der Mitgliedschaftsrechte, ab- 
gesehen von gewissen weiteren gesetzlichen oder satzungsmäßigen 
Erfordernissen hauptsächlich bei der Ausübung des Stimmrechts, 
nur verweigert werden, wenn die Gesellschaft ihm nachweist, daß 
er entgegen dem durch den Besitz der Aktienurkunde geführten 
Nachweis seiner formellen Berechtigung nicht materiell Berechtig- 
ter, d. h. Aktionär, ist. 

Bei imbeurkundeten Aktienrechten muß der Aktionär seine 
materielle Berechtigung nachweisen. Es genügt nicht der bloße 
Nachweis der formellen Berechtigung, die auf Grund der Aktien- 
urkunde in dem durch sie gegebenen Rechtsschein bei beurkun- 
deten Rechten zur Rechtsausübung ausreicht. Die Anforderungen 
an den Nachweis der materiellen Berechtigung richten sich nach 
dem im Verkehr üblichen. 

Durch die Ereignisse der Kriegs- und Nachkriegszeit ist eine er- 
hebliche Zahl von Aktienurkunden den berechtigten Inhabern ins- 
besondere durch Brand, Diebstahl oder Verlust auf der Flucht ver- 
loren gegangen. Darüber hinaus ist ihnen durch Beschlagnahme 
der im Girosammeldepot oder im Streifbanddepot in Berlin oder 
in der Ostzone liegenden Aktienurkunden durch die dortige Be- 
satzungsmacht die Verfügungsmöglichkeit über die Aktienurkunde 
genommen worden. In den erstgenannten Fällen sind die Aktionäre 
bereits seit dem Verlust der Aktienurkunde nicht mehr in der 
Lage, sich als Aktionäre auszuweisen. In den anderen Fällen haben 
sich die Beteiligten dadurch geholfen, daß die Banken, bei denen 
die Aktienurkunden zur Verwahrung eingeliefert worden waren, 
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weiterhin Bescheinigungen über die Hinterlegung der Aktienur- 
kunden ausgestellt haben. Diese Bescheinigungen sind von den Ge- 
sellschaften als ausreichend anerkannt worden. Dabei ist unterstellt 
worden, daß die Aktienurkunden in dem Girosammeldepot oder ira 
Streifbanddepot noch vorhanden sind. Auf diese Wieise konnte sich 
bis zum 1. Oktober 1949 der größte Teil der Aktionäre weiterhin 
als Aktionär ausweisen. 

Diese Rechtslage hat durch das am 1. Oktober 1949 in Kraft ge- 
tretene Wertpapierbereinigungsgesetz eine grundlegende Änderung 
erfahren. Nach § 3 des Wertpapierbereinigungsgesetzes sind alle 
Aktien kraftlos geworden, es sei denn, daß für sie eine Lieferbar- 
keitsbescheinigung erteilt ist (§ 2 Absatz 1 Nr. 1 des Gesetzes} 
oder noch erteilt wird (§ 2 Absatz 1 Nr, 2 und 3 des Gesetzes). Das 
Kraftloswerden der Aktie vernichtet die Legitimationswirkung der 
Aktienurkunde; nur eine gültige Aktienurkunde kann als genügen- 
der Ausweis über die formelle Berechtigung als Aktionär ange- 
sehen werden. Dadurch haben nach Schätzungen ungefähr 80 Pro- 
zent aller Aktionäre die Möglichkeit verloren, sich als Aktionär 
auszuweisen. Sie können damit auch ihre Mitgliedschaftsrechte aus 
der Aktie nicht mehr ausüben, denn den Nachweis, daß sie mate- 
riell Berechtigte sind, können sie nicht mehr führen. Die materielle 
Berechtigung, die durch die Kriegs- und Nachkriegsereignisse un- 
klar geworden ist, soll im Wertpapierbereinigungsverfahren mit 
Wirkung für und gegen jedermann festgestellt werden. Die Ak- 
tionäre können ihre Mitgliedschaftsrechte erst wieder ausüben, 
wenn ihnen im Wertpapierbereinigungsverfahren auf Grund der 
Anmeldung ihrer Rechte eine Gutschrift auf Sammeldepotkonto 
erteilt ist (§§ 13, 14 des Gesetzes) und sie damit Miteigentümer dei 
an Stelle der kraftlos gewordenen Einzelurkunden ausgestellten 
Sammelurkunde (§ 9 des Gesetzes) geworden sind. Es muß damit 
gerechnet werden, daß dieser ausweislose Zustand je nach der 
Dauer der Wertpapierbereinigung für die einzelne Aktiengattung 
1 bis 2 Jahre anhält. 

Während dieser Zeit könnten nur die Aktionäre Mitgliedschafts- 
rechte ausüben, die im Besitz gültig gebliebener Aktienurkunden 
mit Lieferbarkeitsbescheinigung sind. Das würde bedeuten, daß 
die anderen Aktionäre während dieser Zeit entrechtet sind und 
die Gesellschaften von einer Zufallsmehrheit beherrscht würden. 
Dieser Zustand kann nicht hingenommen werden, insbesondere 
da in der nächsten Zeit die Gesellschaften die wichtigen Be- 
schlüsse über die D-Mark-Eröffnungsbilanz und die Kapitalneu- 
festsetzung zu fassen haben. Die Beschlüsse müssen von allen 
Aktionären gefaßt werden, die die Absicht haben, ihre Mitglied- 
schaftsrechte auszuüben. Es darf nicht ein großer Teil der Ak- 
tionäre von der Mitwirkung an diesen Beschlüssen nur deshalb 
ausgeschlossen werden, weil er sich infolge der Kraftloserklärung 
ihrer Aktien zur Zeit nicht ordnungsmäßig ausweisen kann. Die 
als Ausweg denkbare Zurückstellung dieser Beschlußfassungen 
scheidet ganz abgesehen davon, daß das D-Markbilanzgesetz 
Fristen für ihre Vornahme vorgeschrieben hat, aus wirtschafts- 
politischen Gründen aus. Die deutsche Wirtschaft kann die an 
sie gestellten Anforderungen bis zum Ablauf der Marshallplan- 
hilfe nur erfüllen, wenn sie durch die Aufstellung der D-Mark- 
eröffnungsbilanzen einen neuen Start erhält. Es muß deshalb 
durch eine gesetzliche Regelung für die zur Zeit von der Aus- 
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Übung ihrer Mitgliedschaftsrechte ausgeschlossenen Aktionäre die 
Möglichkeit geschaffen werden, ihre Mitgliedschaftsrechte weiter- 
hin auszuüben. Dies ist Ziel und Zweck des vorliegenden Ent- 
wurfs. Bei den Versuchen der Gesellschaften, sich selbst i:u helfen, 
kann es nicht verbleiben. Die Rechtsgrundlage dieser Versuche ist 
zweifelhaft. Es besteht die Gefahr, daß die Beschlüsse der Haupt- 
versammlungen wegen Verstoßes gegen das Gesetz angefochten 
werden. Dadurch würde ihre Rechtsgültigkeit auf lange Zeit in 
Frage gestellt werden. Das kann aber angesichts der Tragweite der 
Beschlüsse für das Leben der Gesellschaften nicht verantwortet 
werden. Es wird deshalb auch von der Wirtschaft trotz ihrer Ver- 
suche, sich selbst Übergangs weise zu helfen, eine gesetzliche Re- 
gelung gewünscht. 

Der Entwurf will die dargelegten Schwderigkeiten dadurch be- 
seitigen, daß er für Aktien ohne Lieferbarkeitsbescheinigung an- 
stelle der nicht bestehenden Legitimationsmöglichkeit durch die 
Aktienurkunde für die Dauer des Wertpapierbereinigungsver- 
fahrens ein neues Ausweisverfahren einführt und die Ausübung 
der Mitgliedschaftsrechte von einem auf diese Weise erteilbarer 
Ausweis abhängig macht. 

Bei der Schaffung eines besonderen Ausweises als Aktionär müs- 
sen die vom Wertpapierbereinigungsgesetz verfolgten Ziele be- 
achtet werden. Das Gesetz will die auf dem Gebiet des Wert- 
papierwesens durch die Kriegs- und Nachkriegsereignisse ent- 
standene Verwirrung bereinigen und den wahren Berechtigten 
feststellen. Daraus ergeben sich folgende Erfordernisse: 

Der Ausweis als Aktionär hat nur Legimationscharakter und soll 
die nicht mehr bestehende Legitimationsmöglichkeit durch die 
Aktienurkunde ersetzen. Die Entscheidung über die formelle Be- 
rechtigung zur Ausübung von Mitgliedschaftsrechten soll der Fest- 
stellung des wahren Berechtigten im Wertpapierbereinigungs- 
verfahren nicht vorgreifen. Die Entscheidung verliert ihre Be- 
deutung, sobald im Wertpapierbereinigungsverfahren durch Gut- 
schrift auf Sammeldepotkonto der wahre Berechtigte festgestellt 
ist (§ 9 des Entwurfs). Nach Abschluß der Wertpapierbereinigung 
sind nur die im Wertpapierbereinigungsverfahren anerkannten 
Aktionäre zur Ausübung der Mitgliedschaftsrechte berechtigt. 

Solange die Wertpapierbereinigung noch nicht abgeschlossen ist, 
muß jedoch die formelle Berechtigung der Aktionäre zur Aus- 
übung der Mitgliedschaftsrechte genügen. Die unter Mitwirkung 
nur formell legitimierter Aktionäre gefaßten Beschlüsse der 
Hauptversammlung dürfen nicht deshalb angefochten werden 
können, weil jemand mit abgestimmt hat, der, wie sich später 
herausstellt, materiell nicht berechtigt gewesen ist (§ 11 Absatz 1 
des Entwurfs). 

Der Kreis der zur Ausübung der Mitgliedschaftsrechte auf Grund 
formeller Legitimation zugelassenen Personen muß so begrenzt 
werden, daß möglichst nur solche Personen zur Ausübung zu- 
gelassen werden, von denen mit einer großen Wahrscheinlichkeit 
angenommen werden kann, daß sie auch im Wertpapierbereini- 
gungsverfahren als materiell Berechtigte anerkannt werden. Das 
bedingt einmal eine weitgehende Übernahme der Nachweise, die 
das Wertpapierbereinigungsgesetz für die Anerkennung der 
Rechte der Anmelder im Pr üfungs verfahren vorsieht, auf das 
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durch den Entwurf eingeführte Ausweisverfahren (§ 5 des Ent- 
wurfs), Auf der anderen Seite kann die Prüfung der formellen 
Berechtigung als Aktionär nicht so umfangreich und eingehend 
wie die Prüfung im Wertpapierbereinigungsverfahren gestaltet 
werden; sie würde zu lange dauern. Das Ziel muß sein, eine mög- 
lichst schnelle Prüfung einzuführen. Das bedingt, daß in diesem 
Verfahren nur ein urkundlicher Nachweis als Beweismittel zu- 
gelassen werden kann. Um auch in dieser Beziehung nicht allzu- 
weit vom Prüfungsverfahren in der Wertpapierbereinigung abzu- 
weichen, schließt sich der Entwurf eng an das Prüfungsverfahren 
vor den Prüfstellen des Wertpapierbereinigungsgesetzes an (§ 6 
des Entwurfs). Vor den Prüfstellen ist auch nur ein urkundlicher 
Beweis zugelassen. Wer den Urkundenbeweis nicht führen kann, 
muß sich nach dem Wertpapierbereinigungsgesetz der Prüfung 
durch die Wertpapierkammer unterziehen. Die Prüfung vor der 
Wertpapierkammer mit allen nur denkbaren Beweismitteln kann 
für die Prüfung der formellen Berechtigung zur Ausübung der 
Mitgliedschaftsrechte aus den angeführten Gründen nicht über- 
nommen werden. 

Im Verfahren vor der Prüfstelle des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes sind nur Bankbescheinigungen aus dem Währungsgebiet 
oder von bestimmten Berliner Banken zugelassen. Der Entwurf 
übernimmt diese Regelung, um auch insoweit mit dem Wert- 
papierbereinigungsgesetz übereinzustimmen (§ 6 Absatz 1 Nr. 1). 
Durch die vorstehend aufgeführten Einschränkungen hinsichtlich 
der Beweismittel würden alle diejenigen vorerst von der Aus- 
übung ihrer Mitgliedschaftsrechte aus ihren Aktien ausgeschlossen 
werden, die nicht die zugelassenen Urkunden oder überhaupt 
keine Urkunden zum Nadiweis ihrer Berechtigung vorlegen 
können. Der Entwurf versucht diese aus der Anlehnung an das 
Prüfungsverfahren vor der Prüfstelle sich ergebenden Folgen in 
den Fällen abzuwandeln, in denen dies vertretbar erscheint. 

Es ist dies einmal dann möglich, wenn der Betreffende selbst 
zwar nicht über die zugelassenen Beweismittel verfügt, au? 
den Unterlagen der Gesellschaft aber ersichtlich oder dem Vor- 
stand bekannt ist, daß er Aktionär ist (§ 5 Absatz 5 des Ent- 
wurfs). Gedacht ist hierbei an die Fälle, in denen jemand seit 
langer Zeit erheblich an der Gesellschaft beteiligt war, stets seine 
Mitgliedschaftsrechte ausgeübt hat und nicht anzunehmen ist, 
daß er seine Beteiligung veräußert hat. In diesem Fall soll er 
auch ohne, daß er selbst den Nachweis seiner Aktionäreigenschaft 
führt, zur Ausübung der Mitgliedschaftsrechte zugelassen 
werden. 

Während es sich insoweit nur um Einzelfälle handelt, hat die 
Frage, wie diejenigen behandelt werden sollen, die ihren WohnsUz 
außerhalb des Bundesgebietes gehabt haben oder noch haben und 
deshalb über Bankbescheinigungen aus dem Währungsgebiet nicht 
verfügen, größere praktische Bedeutung. Das Wertpapierbereini- 
gungsgesetz verweist sie mit ihren Ansprüchen vor die Wert- 
papierkammer, vor der sie alle Beweismittel zur Erhärtung ihrer 
Rechte vorlegen können. Davon muß hier abgesehen werden. Es 
muß aber auf einem urkundlichen Nachweis bestanden werden. 
Er soll jedoch auch durch Bescheinigungen von Banken außerhalb 
des Währungsgebietes und der anerkannten Berhner Banken ge- 
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führt werden können, allerdings unter einer Voraussetzung: Es 
genügt nicht eine Bankbescheinigung aus der Zeit nach dem 8. Mal 
1945 zum Nachweis, daß der Betreffende schon am 1. Januar 1945 
und bis zum 1. Oktober 1949 Eigentümer einer Aktie war. Es muß 
verlangt werden, daß er außerdem eine Bankbescheinigung aus 
der Zeit vor dem 1. Januar 1945 vorlegt, die sein damaliges Eigen- 
tum ausweist (§ 8 des Entwurfs). Die Übereinstimmung der 
beiden zeitlich weit auseinanderliegenden Bankbescheinigungen 
macht es in hohem Maße wahrscheinlich, daß der Betreffende Alt- 
aktionär ist und deshalb auch Aussichten hat, im Wertpapier- 
bereinigungsverfahren als solcher anerkannt zu werden. Da auch 
dann noch Vorsicht gegenüber soldien Bankbescheinigungen ge- 
boten ist, insbesondere wenn sie von derselben Bank kommen, 
soll er jedoch keinen Anspruch auf Zulassung zur Ausübung ha- 
ben, seine Zulassung wird vielmehr dem Ermessen der darüber 
entscheidenden Stelle überantwortet. 

Die Entscheidung darüber, ob jemand berechtigt ist, Mitglied- 
schaftsrechte aus Aktien gegenüber der Gesellschaft auszuüben, 
steht nach dem Aktiengesetz der Gesellschaft zu, und zwar soweit 
es sich um die Teilnahme an der Hauptversammlung handelt, der 
Hauptversammlung, sonst dem Vorstand. Die Entscheidung dar- 
über, ob jemand sich nach dem Entwurf als Aktionär ausgewieser 
hat, ist deshalb dem Vorstand übertragen worden, und zwar auch 
für die Frage der Teilnahme an der Hauptversammlung (§ 7 de? 
Entwurfs). Da es sich gerade darum handelt, ob jemand an der 
Hauptversammlung teilnahmeberechtigt ist, und diese Frage im 
Gegensatz zu früher für die überwiegende Zahl der Teilnehmer 
zu entscheiden ist, kann darüber nicht die Hauptversammlung 
selbst entscheiden. 

Um soweit als möglich Fehlentscheidungen zu verhindern, soll 
der Vorstand vor seiner Entscheidung die Prüfstelle befragen, ob 
sich aus ihren Unterlagen Anhaltspunkte dafür ergeben, daß der 
geführte Nachweis nicht ordnungsmäßig ist. Ist dies der Fall, so 
soll der Betreffende zur Ausübung der Mitgliedschaftsrechte nicht 
zugelassen werden (§ 7 Absatz 2 und 3 des Entwurfs). 

Wie bereits oben angeführt, soll die Regelung dazu dienen, auf 
der einen Seite die Ausübung der Mitgliedschaftsrechte überhaupt 
zu ermöglichen, auf der anderen Seite aber auch das bisher auf 
zweifelhafter Rechtsgrundlage gehandhabte Zulassungsverfahren 
in geordnete Bahnen zu lenken. Die Regelung hat jedoch nur 
dann einen Wert, wenn zugleich bestimmt wird, daß Anfechtungen 
von Hauptversammlungsbeschlüssen wegen Beteiligung eines 
materiell Nichtberechtigten dann ausgeschlossen sind, wenn dieser 
sich formell als Berechtigter ausgewiesen und der Vorstand ihn 
zugelassen hat. Die hierzu erforderliche Vorschrift ist in § 11 des 
Entwurfs getroffen. 

§ 12 des Entwurfs befaßt sich mit der Anfechtung von Haupt- 
versammlungsbeschlüssen, die vor dem Inkrafttreten dieser ge- 
setzlichen Regelung gefaßt worden sind, und schränkt sie, soweit 
vertretbar, ein. 
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II. Zu den einzelnen Vorschriften des Entwurfs 
ist im übrigen folgendes zu bemerken: 


Zu § 1: 

§ 1 enthält die grundlegende Vorschrift, für welche Aktien die 
besondere Legitimation für die Ausübung von Mitgliedschafts- 
rechten gelten soll. Es sind dies die Aktien, für die eine Liefer- 
barkeitsbescheinigung nicht oder noch nicht erteilt ist. Soweit 
eine Lieferbarkeitsbescheinigung noch nicht erteilt worden ist, aber 
noch erteilt werden kann, sind zwar die Aktienurkunden über das 
Aktienrecht noch gültig. Auch bei ihnen ist aber zweifelhaft, ob 
ihr Inhaber der materiell Berechtigte ist. Deshalb muß für die 
Ausübung von Matgliedschaftsrechten aus diesen Aktien trotz der 
Gültigkeit der Aktienurkunde bis zur Klärung, ob für sie noch 
eine Lieferbarkeitsbescheinigung erteilt wird, das besondere Aus- 
weisverfahren gelten (§ 1 Absatz 2). 

Das besondere Ausweisverfahren soll nicht nur für die Ausübung 
des Stimmrechts gelten, soudem auch für die Ausübung aller Mit- 
gliedschaftsrechte. Ausgenommen sind lediglich die Geltend- 
machung von Gewinnanteilen oder eines Abwicklungserlöses auf 
diese Aktien (§ 1 Absatz 3). Insoweit handelt es sich um ver- 
mögensrechtliche Mitgliedschaftsrechte, Die Geltendmachung von 
Gewinnanteilen ist in § 44 des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
besonders geregelt. Der Ausnahmefall der Geltendmachung von 
Abwicklungserlösen kann bis zur Feststellung des wahren Be- 
rechtigten im Wertpapierbereinigungsverfahren zurückgestellt 
werden. Die Auszahlung des Abwicklungserlöses ist auf der 
einen Seite keine so dringliche Angelegenheit, daß ihre Vornahme 
unbedingt erfolgen muß; auf der anderen Seite kann die Aus- 
zahlung an einen nur formell Berechtigten nicht verantwortet 
werden. 

Zu den vermögensrechtlichen Mitgliedschaftsrechten gehört auch 
das Recht auf den Bezug neuer Aktien. Auch hier wäre es er- 
wünscht, daß der Bezug der neuen Aktien nur durch den materiell 
Berechtigten erfolgt. Da jedoch von der Übernahme der neuen 
Aktien die Durchführung der Kapitalerhöhung abhängt, kann die 
Übernahme der neuen Aktien nicht zurückgestellt werden, bis ge- 
klärt ist, wer materiell zum Bezug der neuen Aktien berechtigt 
ist. Mit Rücksicht darauf ist die Ausübung dieses vermögensrecht- 
lichen Mitgliedschaftsrechts von der gesetzlichen Regelung nicht 
ausgenommen worden. Während der Wertpapierbereinigung ge- 
nügt daher zur Ausübung des Bezugsrechts die nur formelle Be- 
rechtigung. Der Entscheidung der Frage, ob der nach den Ergeb- 
nissen der Wertpapierbereinigung materiell Berechtigte, der sein 
Bezugsrecht nicht ausüben konnte, gegen den nur formell Berech- 
tigten, der das Bezugsrecht ausgeübt hat, einen Anspruch auf 
Überlassung der bezogenen Aktien hat, wird durch den Entwurf 
nicht vorgegriffen. 

Da die Erstreckung des Wertpapierbereinigungsgesetzes der Ver- 
waltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes auf die Länder der 
französischen Zone in Kürze bevorsteht, ist im § 1 nur dieses 
Wertpapierbereinigungsgesetz zitiert. Sollte sich die Erstreckung 
über die Verabschiedung dieses Entwurfs hinausverzögern, so soll 
in einer besonderen Vorschrift bestimmt werden, daß Wertpapier- 
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bereinigungsgesetz im Sinne dieses Gesetzes auch die entspre- 
chenden Gesetze der Länder der französischen Zone sind. 

Zu § 2: 

§ 2 stellt fest, daß für Ausübung von Mitgliedschaftsrechten aus 
Aktien, für die eine Lieferbarkeitsbescheinigung erteilt ist oder 
nach Inkrafttreten des Gesetzes erteilt wird, die allgemeinen ge- 
setzlichen und satzungsmäßigen Bestimmungen gelten. Aktien mit 
Lieferbarkeitsbescheinigung sind gültig. Ihre Hinterlegung gemäß 
den gesetzlichen und satzungsmäßigen Bestimmungen ist möglich. 
Insoweit bedarf es daher keiner besonderen Regelung. 

Zu § 3: 

Die meisten Satzungen von Aktiengesellschaften und Kommandit- 
gesellschaften auf Aktien machen die Ausübung des Stimmrechts 
davon abhängig, daß Aktienurkunden bis zu einem bestimmten 
Zeitpunkt vor der Hauptversammlung hinterlegt werden. § 118 
Absatz 2 AktG fordert für den Antrag auf Bestellung von Sonder- 
prüfern die Hinterlegung der Aktienurkunden. Diese Bestimmun- 
gen können von Aktionären, die im Besitz kraftlos gewordener 
Urkunden sind, nicht mehr eingehalten werden. § 3 Absatz 1 setzt 
deshalb diese Bestimmungen des Gesetzes oder der Satzung für 
. die Inhaber von Aktien ohne Lieferbarkeitsbescheinigung bis zur 
Erteilung der Gutschrift auf Sammeldepotkonto außer An- 
wendung. 

§ 3 Absatz 2 ersetzt die für den Anspruch auf Sondermitteilung 
von Hauptversammlungseinberufungen und auf Hauptversamm- 
lungen gefaßten Beschlüssen erforderliche Hinterlegung der 
Aktienurkunde durch den Ausweis als Aktionär. 

Zu § 4: 

§ 4 enthält die grundlegende Vorschrift, daß Mitgliedschaftsrechte 
aus einer Aktie ohne Lieferbarkeitsbescheinigung nur ausüben 
kann, wer sich als Aktionär nach den folgenden Vorschriften aus-* 
weist. Dadurch wird ausgeschlossen, daß jemand unter Berufung 
darauf, daß er - Aktionär ist, die Ausübung von Mitgliedschafts- 
rechten ohne den Ausweis verlangen und etwa ohne seine Mit- 
wirkung gefaßte Hauptversammlungsbeschlüsse anfechten kann. 
Während der Wertpapierbereinigung kommt es für die Ausübung 
von Mitgliedschaftsrechten lediglich darauf an, ob jemand sich als 
Aktionär ausweisen kann, nicht darauf, ob er tatsächlich Aktio- 
när ist, aber dies nicht in der dafür vorgesehenen Form nach- 
weisen kann. 

Zu § 5; 

§ 5 bestimmt, welche materiellen Erfordernisse für den Ausweis 
zu erfüllen sind. Wer ein Mitgliedschaftsrecht ausüben will, muß 
sich einmal darüber ausweisen, daß er am 1. Januar 1945 und am 
1. Oktober 1949 Eigentümer oder Miteigentümer eines Aktien- 
rechts war oder, wenn er das Recht erst nach dem 1. Januar 1945 
erworben hat, daß er es durch bestimmte Rechtsvorgänge erlangt 
hat (§ 5 Absatz 1 Nr. 1, Absatz 2 — 4). Die Erfordernisse ent- 
sprechen dem im Wertpapierbereinigungsverfahren zu führenden 
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Nachweis (§ 21 WBG). Außerdem muß er beweisen, daß er sein 
Aktienrecht gemäß den Vorschriften des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes angemeldet hat (§ 5 Absatz 1 Nr. 2). Wer sein Recht nicht 
angemeldet hat, kann nicht verlangen, zur Ausübung von Mit- 
gliedschaftsrechten zugelassen zu werden. 

Absatz 5 befreit von der besonderen Ausweispflicht des Absatzes 1 
Nr. 1 über das Eigentum oder Miteigentum, wenn die Aktionär- 
eigenschaft aus den Unterlagen der Gesellschaft ersichtlich oder 
dem Vorstand der Gesellschaft bekannt ist. Bei diesen klar iie- 
genden Fällen wäre das Erfordernis eines besonderen Ausweises 
eine unnöiige Erschwerung. Zugleich sollen dadurch diejenigen 
zur Ausübung von Mitgliedschaftsrechten berechtigt werden, die 
infolge der Kriegs- und Nachkriegsereignisse jede Möglichkeit 
verloren haben, sich auszuweisen, deren Berechtigung aber der 
Gesellschaft bekannt ist, so daß es aus diesem Grunde eines noch- 
maligen Ausweises nicht bedarf. 

Nach § 17 WBG muß die Anmeldung der Rechte im Wertpapier- 
bereinigungsverfahren innerhalb von 6 Monaten „seit dem Stich- 
tag“ bei der Anmeldestelle eingehen. Der Stichtag ergibt sich erst 
durch Bekanntmachimg der Entscheidung, daß überhaupt die 
Aktien der Gesellschaft zu bereinigen sind (§ 6 Absatz 2 WBG). 
Da vor dem Stichtag die Rechte nicht angemeldet werden können, 
kann in den Fällen, in denen ein Stichtag noch nicht bestimmt ist, 
nicht der Beweis der Anmeldung nach § 5 Absatz 1 Nr. 2 geführt 
werden. Absatz 6 befreit deshalb von diesem Erfordernis, wenn 
der Tag der Einberufung zu der Hauptversammlung früher als 
einen Monat nach dem Stichtag liegt. In diesem Falle genügt der 
durch Bankbescheinigungen zu führende Nachweis. Die Bank- 
bescheinigungen müssen in diesem Falle aber vorgelegt werden, 
da sonst jegliche Unterlagen für die Berechtigung als Aktionär 
fehlen würden. 

Zu § 6: 

§ 6 sieht vor, daß die materiellen Erfordernisse des § 5 Absatz 1 
durch Urkunden nachgewiesen werden müssen. 

Absatz 1 Nr. 1 beschränkt den Kreis der als Nachweis zu- 
gelassenen Urkunden entsprechend § 25 Absatz 1 Nr. 1 WGB auf 
öffentliche Urkunden aus dem Währungsgebiet, Bankbescheini- 
gungen von Kreditinstituten im Währungsgebiet und von Kredit- 
instituten in Berlin, die ermächtigt sind, als Anmeldestelle im 
Sinne des WBG tätig zu werden. Nur bei diesen Urkunden besteht 
die Gewähr, daß sie ordnungsmäßig ausgestellt sind, und daß 
ihnen vertraut werden kann. 

Die Anmeldung des Aktienrechts (§ 5 Absatz 1 Nr. 2) ist durch 
eine Bescheinigung der Anmeldestelle im Sinne des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes nachzuweisen. Die Angaben, die in dieser 
Bescheinigung enthalten sein müssen, sollen der Prüfstelle (§ 7 
Absatz 2) ermöglichen, etwaige gegen die Berechtigung des An- 
melders sprechende Unterlagen festzustellen. 

Die unter Nr. 2 a vorgesehene Angabe des Anmeldevordrucks 
dient der im Absatz 3 vorgesehenen Erleichterung der Beweis- 
führung. Die Anmeldevordrucke B (GS), C (GS) oder D (GS) 
können nur von Anmeldestellen im Sinne des Wertpapierbereini- 
gimgsgesetzes, d. h. Kreditinstituten (§ 14 WBG), ausgestellt wer- 
den. Darin liegt eine gewisse Gewähr dafür, daß die Anmeldung 
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ordnungsmäßig ist. Deshalb kann, wenn die Anmeldung auf diesen 
Vordrucken erfolgt ist, auf Vorlage der Bankbescheinigungen und 
auf Angabe des Aktenzeichens der Anmeldung bei der Prüfstelle 
verzichtet werden. Dadurch vereinfacht sich vor allem auch die 
Ausübung des Bankenstimmrechts. Müßten jeweils die einzelnen 
Aktenzeichen der Anmeldung aufgeführt werden, so würden um- 
fangreiche Listen erforderhch, denen keine praktische Bedeutung 
zukommt, da sie bei Girosammeldepotstücken eine nähere Prü- 
fung der Berechtigung nicht ermöglichen. 

Da die Prüfstelle vom Aussteller benannt wird, ist sie in der 
Regel die Hausbank der Gesellschaft. Sie steht daher mit der Ge- 
sellschaft in enger Verbindung. Unter diesen Umständen kann 
von der Anfertigung beglaubigter Abschriften der Bankbescheini- 
gungen abgesehen werden. Dem Vorstand der Gesellschaft kann 
zugemutet werden, den urkundlichen Nachweis über die Berech- 
tigung als Aktionär bei der Prüfstelle einzusehen. In der Regel 
wird sogar in der Praxis die Vorbereitung der Hauptversammlung 
vom Vorstand der Hausbank übertragen, so daß es sich nur darum 
handelt, daß eine Abteilung der Bank sich mit der anderen in Ver- 
bindung setzt. 

Zu § 7: 

§ 7 Absatz 1 überträgt die Entscheidung darüber, ob der Ausweis 
als Aktionär erbracht worden ist, dem Vorstand. § 7 Absatz 2 
regelt die Beteiligung der Prüfstelle im Sinne des Wertpapier- 
bereinigimgsgesetzes. Die Prüfstelle soll nur angehört werden; sie 
soll sich nicht darüber äußern, ob der Ausweis als erbracht an- 
zusehen ist; das würde der Entscheidung im Wertpapierbereini- 
gungsverfahren vorgreifen. Sie soll deshalb nur feststellen, ob sich 
aus ihren Unterlagen Tatsachen ergeben, die Zweifel an seiner 
Aktionäreigenschaft begründen, also nur tatsächhche Feststellun- 
gen treffen. Ergeben sich allerdings solche Tatsachen, so ist der 
Vorstand verpflichtet, den Ausweis als Aktionär für nicht er- 
bracht zu erklären. Wessen Recht schon bei nur äußerer Prüfung 
als zweifelhaft erscheint, der soll nicht die Möglichkeit haben, 
Mitgliedschaftsrechte auszuüben. 

Nach dem Aktiengesetz entscheidet die Hauptversammlung über 
die Zulassung zur Ausübung des Stimmrechts. Unter den jetzigen 
Umständen kann ihr aber aus den obenangeführten Gründen 
(Seite 14) die Entscheidung in diesen Fällen nicht übertragen wer- 
den. Es muß daher bestimmt werden, daß die Entscheidung des 
Vorstandes die Hauptversammlung bindet (Absatz 4), 

Zu § 8: 

Zu der Notwendigkeit einer Sonderregelung für solche Aktionäre, 
die nicht im Besitz von Bankbescheinigungen aus dem Währungs- 
gebiet oder von Bankbescheinigungen anerkannter Berliner Kre- 
ditinstitute sind, ist bereits oben (Seite 13) Stellung genommen 
worden. Wegen des Inhaltes des § 8 kann daher auf diese Aus- 
führungen verwiesen werden. 

Zu § 9: 

Mit der Gutschrift auf Sammeldepotkonto, die nach Anerkennung 
des Rechtes des Anmelders im Wertpapierbereinigungsverfahren 
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erfolgt (§§ 37, 38 WEG), ist der Berechtigte Miteigentümer an der 
Sammelurkunde. Damit ist einmal seine materielle Berechtigung 
als Aktionär endgültig und bindend festgestellt. Außerdem ist aber 
auch sein Aktienrecht durch sein Miteigentum an der Sammel- 
urkunde wieder beurkundet. Er steht damit den Aktionären gleich, 
die für ihre Aktien Lieferbarkeitsbescheinigungen haben. Das 
durch diesen Entwurf eingeführte besondere Ausweisverfahren ist 
damit für die Zukunft entbehrlich. Für die Ausübung der Mit- 
gliedschaftsrechte aus seinen Aktien können wieder die all- 
gemeinen gesetzlichen und satzungsmäßigen Bestimmungen gelten. 


Zu § 10: 

§ 10 Absatz 1 soll klarstellen, daß der besondere Ausweis als 
Aktionär bei Namensaktien nicht berechtigt, die Umschreibung im 
Aktienbuch zu verlangen. Es besteht kein Anlaß, demjenigen, der 
bisher die Umschreibung der Aktie auf seinen Namen im Aktien- 
buch nicht veranlaßt hat, sie nunmehr auf Grund eines formellen 
Nachweises zu ermöglichen. Auf der anderen Seite berechtigt bei 
Namensaktien allein der Ausweis als Aktionär wie bisher nicht 
zur Ausübung von Mitgliedschaftsrechten. Es ist außerdem die 
Eintragung im Aktienbuch erforderlich, da nach § 62 Absatz 3 
AktG nur derjenige gegenüber der Gesellschaft als Aktionär gilt, 
der im Aktienbuch als solcher eingetragen ist. 

Zu § 11: 

§11 enthält Vorschriften über Einschränkungen der Anfechtung 
von künftigen Hauptversammlungsbeschlüssen, die durch die 
Trennung zwischen materieller und formeller Berechtigung für die 
Dauer der Wertpapierbereinigung erforderlich werden. 

Die übrigen Teilnehmer an einer Hauptversammlung sollen einen 
Hauptversammlungsbeschluß nicht deshalb anfechten können, weil 
jemand auf Grund seiner nur formellen Berechtigung mit- 
gestimmt hat, obwohl er tatsächlich nicht Aktionär ist. Würde die 
Anfechtung in diesen Fällen zugelassen, so würde in einer Viel- 
zahl von Fällen die Gültigkeit der gefaßten Hauptversammlungs- 
beschlüsse in Frage gestellt werden. Die überstimmten Aktionäre 
würden die Beschlüsse anfechten und Aussetzung des Anfechtungs- 
prozesses bis zur Entscheidung über das Aktienrecht des bean- 
standeten Teilnehmers an der Hauptversammlung im Wertpapier- 
bereinigungsverfahren beantragen können. Da die Anerkennung 
der Rechte im Wertpapierbereinigungsverfahren sich wahrschein- 
lich sehr lange hinziehen wird, würden während dieser Zeit die 
gefaßten Beschlüsse in der Schwebe bleiben und die Gesellschaften 
insbesondere nicht ihre D-Markeröffnungsbilanz feststellen und 
ihre Kapitalneufestsetzung vornehmen können. Dieser Zustand 
wäre jedoch im Interesse der Gesellschaften und der gesamten 
deutschen Wirtschaft nicht tragbar; deshalb muß insoweit das An- 
fechtungsrecht ausgeschlossen werden (Absatz 1). 

Auf der anderen Seite kann aus den gleichen Gründen nicht zu- 
gelassen werden, daß jemand einen Hauptversammlungsbeschluß 
anficht, weil er zur Teilnahme an der Hauptversammlung nicht 
zugelassen worden ist. Ein solches Anfechtungsrecht kann nur dem- 
jenigen gegeben werden, der sich nach den Vorschriften dieses 
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Entwurfes ausgewiesen hat, der aber trotz dieses Ausweises vom 
Vorstand nicht zugelassen worden ist. Insoweit muß ihm die Mög- 
lichkeit verbleiben, den Hauptversammlungsbeschluß anzufechten. 
Hat er aber diesen Nachweis nicht führen können, so soll er nicht 
mit der Behauptung anfechten können, daß er trotz mangelnden 
Nachweises tatsächlich Aktionär ist. Die Zulassung einer solchen 
Anfechtung würde wiederum dazu führen, daß die Hauptversamm- 
lungsbeschlüsse bis zur Entscheidung über das Recht des Be- 
treffenden im Wertpapierbereinigimgsverfahren in der Schwebe 
bleiben (Absatz 2). 

Zu § 12; 

Die rechtlichen Zweifel darüber, wer zurzeit berechtigt ist, Mit- 
gliedschaitsrechte aus Aktien auszuüben, und welche Erfordernisse 
er zur Ausübung der Mitgliedschaftsrechte zu erfüllen hat, be- 
stehen seit dem 1. Oktober 1949, da an diesem Tage das Wert- 
papierbereinigungsgesetz in Kraft getreten und an diesem Tage 
der größte Teil der Aktien kraftlos geworden ist. Bis zum Erlaß 
dieses Gesetzes hat eine große Zahl von Hauptversammlungen 
stattgefunden. Die Zulassung zu Hauptversammlungen und die 
Ausübung des Stimmrechts auf diesen Hauptversammlungen ist 
von den Gesellschaften verschieden gehandhabt worden. Es besteht 
die Gefahr, daß insbesondere in den Fällen, in denen eine Oppo- 
sition vorhanden war, die auf diesen Hauptversammlungen ge- 
faßten Beschlüsse angefochten werden. Um zu vermeiden, daß 
durch diese Anfechtungen ein großer Teil der seit dem 1. Oktober 
1949 gefaßten Hauptversammlungsbeschlüsse auf längere Zeit in 
der Schwebe bleibt, ist es erforderlich, auch die Anfechtungen der 
in der Zeit vom 1. Oktober 1949 bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes gefaßten Hauptversammlungsbeschlüsse einzuschränken. 
Die erforderlichen Vorschriften darüber enthält § 12. 

Absatz 1 bestimmt, daß die Anfechtung nicht darauf gestützt werden 
kann, daß die satzungsmäßigen Bestimmungen über die Aus- 
übung des Stimmrechts, soweit sie das Vorhandensein einer 
Aktienurkunde voraussetzen, nicht erfüllt worden sind. Der größte 
Teil der Aktienurkunden ist seit dem 1. Oktober 1949 kraftlos. Die 
meisten Aktionäre konnten daher diese satzungsmäßigen Erforder- 
nisse für die Ausübung des Stimmrechts nicht erfüllen. Dieser 
Sachverhalt darf deshalb keinen Anfechtungsgrund bilden, obwohl 
nach geltendem Aktienrecht ein Anfechtungsgrund wegen Ver- 
letzung der Satzung vorliegt. 

Absatz 2 soll denjenigen Aktionär schützen, der zur Ausübimg des 
Stimmrechts nicht zugelassen worden ist, obwohl er sich durch 
Bankbescheinigungen als Aktionär ausgewiesen hat. Er hätte in 
gleicher Weise wie die anderen Teilnehmer an der Hauptversamm- 
lung zugelassen werden müssen. Er soll jedoch das Anfechtungs- 
recht nur dann haben, wenn die Anfechtungsfrist von einem Monat 
noch nicht abgelaufen ist. Ein erneutes Anfechtungsrecht zu ge- 
währen, besteht kein Anlaß (Absatz 2 Satz 1). In gleicher Weise 
bedarf der Aktionär eines Schutzes, der sich zwar nicht durch 
Bankbescheinigung aus dem Währungsgebiet oder ^ durch Beschei- 
nigungen anerkannter Berliner Banken ausgewiesen hat, aber 
gleichwohl im Gegensatz zu anderen Aktionären, die sich auch 
nicht durch solche Bescheinigungen ausgewiesen haben, nicht zu- 
gelassen worden ist. In diesem Fall hat die Hauptversammlung 
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bei der Entscheidung über seinen Ausschluß von der Teilnahme an 
der Hauptversammlung gegen den Grimdsatz der Gleichbehand- 
lung aller Aktionäre verstoßen. Der Betreffende muß deshalb die 
Möglichkeit haben, den Hauptversammlungsbeschluß anzufechten. 
Hatte dagegen die Hauptversammlung andere Beweismittel ver- 
langt und sind diese Beweismittel von allen übrigen Aktionären, 
nur von ihm nicht bei gebracht worden, so besteht kein Anlaß, ihm 
ein Anfechtungsrecht zu gewähren. Absatz 2 Satz 2 schließt des- 
halb insoweit sein Anfechtungsrecht aus. 

Da es sich bei den Vorschriften der Absätze 1 und 2 um eine rück- 
wirkende Ausschließung von bisher gegebenen Anfechtungs- 
rechten handelt, erscheint es angebracht, die Kosten eines bereits 
erhobenen Anfechtungsprozesses, der sich durch die Vorschriften 
der Absätze 1 und 2 erledigt, gegeneinander aufzuheben (Ab- 
satz 3). 

Zu § 13: 

Die Einführung des besonderen Ausweises über die Berechtigung 
des Aktionärs erfordert eine Verlängerung der Einberufungsfrist 
für die Hauptversammlung und eine Verlängerung der Frist für 
die Anmeldung zu einer Hauptversammlung. Die Anmeldungen 
können nicht wie bisher sehr schnell geprüft werden. Die Prüfung 
wird sich über eine längere Zeit erstrecken. Infolgedessen ver- 
längert Absatz 1 die Frist für die Einberufung einer Hauptver- 
sammlung in Abweichung von § 107 Absatz 1 Satz 1 AktG auf 
mindestens 4 Wochen und Absatz 2 die Frist für die Anmeldung 
zu einer Hauptversammlung auf zwei Wochen. 

Zu § 14: 

Infolge der besonderen Lage Berlins haben sich einige Gesell- 
schaften sowohl in Berlin als auch im Bundesgebiet einen handels- 
registerlichen Sitz eintragen lassen. Andere Gesellschaften haben 
nach dem 1. Oktober 1949 ihren Sitz von Berlin in das Bundes- 
gebiet verlegt. Schließlich ist für verlagerte Geldinstitute ein 
Sitz für ihre Geschäftstätigkeit im Bundesgebiet begründet wor- 
den. Soweit diese Gesellschaften im Bundesgebiet eine Haupt- 
versammlung abhalten, unterstehen sie den Vorschriften dieses 
Entwurfs. Ihre Aktien sind jedoch nicht auf Grund des im Bundes- 
gebiet geltenden Wertpapierbereinigungsgesetzes kraftlos ge- 
worden, sondern auf Grund des Berliner Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes. § 14 Absatz 1 bestimmt deshalb, daß die Vorschriften 
dieses Entwurfes sinngemäß gelten sollen, wenn die Aktien einer 
solchen Gesellschaft auf Grund des Berliner Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes kraftlos geworden sind. 

Nach den in Berlin geltenden Bestimmimgen werden für im Aus- 
land befindliche Aktien von Gesellschaftern, die ihren Sitz in 
Berlin haben, keine Lieferbarkeitsbescheinigungen, sondern Be- 
sitzzeugnisse ausgestellt. Rechtlich entsprechen diese Besitzzeug- 
nisse den Lieferbarkeitsbescheinigungen nach § 48 der Wert- 
papierbereinigungsgesetze im Bundesgebiet. § 14 Absatz 2 stellt 
deshalb die Aktien mit Besitzzeugnissen den Aktien mit Liefer- 
barkeitsbescheinigungen gleich. Für sie verbleibt es daher bei den 
aUgemeinen gesetzlichen und satzungsmäßigen Bestimmungen über 
die Ausübung des Stimmrechts, da diese Aktien weiterhin beur- 
kundet sind. 
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Anlage 2 


Abänderungsvorschläge 

des Deutsdien Bundesrates 

zu dem Entwurf eines Gesetzes über die Ausübung von Mitglied- 
schaftsrechten aus Aktien während der Wertpapierbereinigung. 

1. Zu § 1 

In Absatz 1 Zeile 5 die Worte „nicht mehr möglichen“ zu streichen. 
In Absatz 3 vorletzte Zeile „§ 37“ zu streidien. 

2. Zu § 2 

Absatz 1 Zeile 4 statt des Wortes „bereits“ zu setzen „bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes“. 

3. Zu § 5 Absatz 6 

statt „Ausübung des Stimmrechts“ zu setzten „Zulassung zur 
Hauptversammlung“ . 

4. § 10 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Ausübung von Mitgliedschaftsrechten aus 
Namensaktien gelten, unbeschadet des § 3, die allgemeinen 
gesetzlichen und satzungsmäßigen Bestimmungen, insbe- 
sondere über die Eintragung im Aktienbuch (§ 62 Absatz 3 
des Aktiengesetzes). Dem im Aktienbuch Eingetragenen 
steht sein Erbe gleich. 

(2) Die Umschreibung von Namensaktien ohne Lieferbar- 
keitsbescheinigung (§ 1) im Aktienbuch ist bis zur Erteilung 
der Gutschrift auf Sammeldepotkonto für das im Wert- 
papierbereinigungsverfahren angemeldete Aktienrecht (§ 14 
Absatz 2 Satz 3 des Wertpapierbereinigungsgesetzes) unzu- 
zulässig. 

(3) Die Ausübung von Mitgliedschaftsrechten aus Namens- 
aktien auf Grund eines Ausweises nach §§ 4 bis 9 ist unzu- 
lässig.“ 

5. Zu § 13 

In Absatz 2 ist das in Zeile 5 vor kommende Wort „sich“ in Zeile 6 
vor „anmeldet“ zu setzen. 

Im gleichen Absatz ist statt der Worte „auf diese Verlängerung der 
Anmeldefrist“ das Wort „hierauf“ zu-setzen. 

6. Zu § 14 

In Absatz 1 Satz 1 sind die Worte „im Bundesgebiet“ aus Zeile 6 
in Zeile 5 nach „gelten“ zu setzen. 

Begründung zu § 10: 

Bei Namensaktien empfiehlt es sich, für die Ausübung der Mitglied- 
schaftsrechte es bei der Regelung des § 62 Absatz 3 des Aktiengesetzes 

zu belassen und nicht einen zusätzlichen Ausweis als Aktionär zu ver- 
langen oder anstelle der Eintragung zuzulassen. Der Erbe des Ein- 



getragenen muß jedoch dem Eingetragen^ gleichgestellt werden, da 
er zur Zeit seine Eintragung im Aktienbuch nicht herbeiführen kann, 
andererseits aber für Verpflichtungen gemäß §§ 49, 50 des Aktien- 
gesetzes nach den Vorschriften des Erbrechts haftet. 

Die vorgeschlagene Bestimmung des Absatzes 2 soll Eintragungen im 
Aktienbuch vorerst unterbinden, um der Entscheidung im Wert- 
papierbereinigungsverfahren nicht sachlich vorzugreifen. 

Begründung zu den übrigen Vorschlägen: 

Sie sind im wesentlichen redaktioneller Art zur Herbeiführung 
zweifelloser Klarstellung. 
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